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1. Ein Hinterliegergrundstück, das über keine Zufahrt über das
Anliegergrundstück zur Anbaustraße verfügt, ist ausnahmsweise dann in den
Kreis der nach § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB beitragspflichtigen Grundstücke
einzubeziehen, wenn die übrigen Beitragspflichtigen schutzwürdig erwarten
können, zu ihrer Entlastung werde auch das Hinterliegergrundstück an der
Verteilung des umlagefähigen Aufwands teilnehmen (im Anschluss an bisherige
Rechtsprechung).

2. Der Umstand, dass zwei Baugrundstücke desselben Eigentümers im Zeitpunkt
des Entstehens der sachlichen Beitragspflicht einheitlich als private Pferdekoppel
genutzt werden, begründet eine derart schutzwürdige Erwartung für sich
genommen nicht.
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hat der 9. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 12. November 2014 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Bier,  
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Korbmacher,  
die Richterinnen am Bundesverwaltungsgericht Dr. Rudolph und Dr. Bick  
und den Richter am Bundesverwaltungsgericht Steinkühler  
 
 
für Recht erkannt: 
 
 

Der Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs 
vom 14. Dezember 2012 wird geändert. Die Berufung der 
Klägerin gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Gießen 
vom 14. Juni 2012 wird zurückgewiesen. 
 
Die Klägerin trägt die Kosten des Berufungs- und des Re-
visionsverfahrens. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten über das Erschlossensein eines Hinterliegergrund-

stücks. 

 

Die Klägerin ist Eigentümerin des mit einem Wohnhaus bebauten, zwischen 

dem „E…weg“ und der Straße „Am H...berg“ gelegenen Grundstücks Gemar-

kung L...-Z…, Flur 3, Flurstück 169/8. Östlich des Grundstücks der Klägerin 

liegt das streitgegenständliche Flurstück 169/10, welches im Norden an den 

„E…weg“ und im Osten an den „H…weg“ stößt. Südlich schließt sich das Flur-

stück 169/11 an, welches im Osten ebenfalls an den „H…weg“ und im Süden 

an die Straße „Am H…berg“ grenzt. Die Flurstücke 169/10 und 169/11 gehören 

derselben Eigentümerin; sie sind gemeinsam umzäunt und werden als Pferde-

koppel genutzt. Sämtliche vorgenannten Grundstücke liegen im räumlichen Gel-
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tungsbereich des Bebauungsplans „Am H…berg“ der Beklagten, der dort ein 

reines Wohngebiet festsetzt. 

 

Mit Bescheid vom 10. September 2008 zog die Beklagte die Klägerin zu einem 

Erschließungsbeitrag für die erstmalige Herstellung der Beleuchtung der Er-

schließungsanlage „Am H...berg“ in Höhe von 581,03 € heran. Nach erfolgloser 

Durchführung des Widerspruchsverfahrens hat die Klägerin Klage erhoben, mit 

der sie die fehlende Erschließung ihres Grundstücks sowie die Notwendigkeit 

der Einbeziehung weiterer Grundstücke in die Verteilung des Erschließungs-

aufwands geltend gemacht hat. Das Verwaltungsgericht hat den Bescheid auf-

gehoben, soweit die Beklagte zwei weitere Grundstücke nicht in die Verteilung 

des Erschließungsaufwands einbezogen hat, ein Erschlossensein auch des 

Flurstücks 169/10 jedoch mit der Begründung verneint, die vorübergehende 

Nutzung mit dem Flurstück 169/11 als Pferdekoppel lasse nicht den Willen der 

Eigentümerin erkennen, die Grundstücke auch zukünftig einheitlich zu nutzen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat der von ihm nur hinsichtlich der Einbeziehung 

des Flurstücks 169/10 zugelassenen Berufung der Klägerin stattgegeben und 

den Bescheid der Beklagten aufgehoben, soweit der festgesetzte Erschlie-

ßungsbeitrag 534,54 € übersteigt. Das Flurstück 169/10 sei im Sinne des § 131 

Abs. 1 Satz 1 BauGB erschlossen, da die einheitliche Nutzung mit dem Flur-

stück 169/11 aus Sicht der übrigen Beitragspflichtigen die Grundstücksgrenze 

verwische und die Flurstücke als ein Grundstück erscheinen lasse. 

 

Mit ihrer vom Senat zugelassenen Revision macht die Beklagte geltend, das 

Berufungsgericht differenziere nicht hinreichend zwischen sogenannten gefan-

genen und nicht gefangenen Hinterliegergrundstücken. Bei Letzteren könne ein 

Inanspruchnahmevorteil nur angenommen werden, wenn hinreichende An-

haltspunkte dafür vorlägen, dass die abzurechnende Straße auch vom Hinter-

liegergrundstück aus ungeachtet dessen eigener Anbindung in Anspruch ge-

nommen werde. Dieses Grundstück müsse daher unberücksichtigt bleiben, 

wenn aufgrund rechtlicher oder tatsächlicher Umstände eindeutig erkennbar 

sei, dass es auf die Anbaustraße ausgerichtet sei, an die es unmittelbar grenze. 

Eine bloße einheitliche Nutzung von Anlieger- und Hinterliegergrundstück ge-

nüge für die Annahme eines Erschließungsvorteils nicht. Jedenfalls aber sei 
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diesbezüglich zu verlangen, dass sich der Wille des Eigentümers zur baurechts-

relevanten gemeinsamen Nutzung der Grundstücke über die einheitliche Nut-

zung hinaus in den tatsächlichen Verhältnissen hinreichend manifestiere. Hier-

für reiche die einheitliche Nutzung als Pferdekoppel nicht aus. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 
den Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs 
vom 14. Dezember 2012 zu ändern und die Berufung der 
Klägerin gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Gießen 
vom 14. Juni 2012 zurückzuweisen. 
 

Die Klägerin beantragt, 

 
die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie verteidigt die angefochtene Entscheidung. 

 

II 

 

Die zulässige Revision der Beklagten ist begründet. 

 

Die Annahme des Berufungsgerichts, das Flurstück 169/10 müsse gemäß 

§ 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB in die Verteilung des beitragsfähigen Erschlie-

ßungsaufwands einbezogen werden, verletzt Bundesrecht (§ 137 Abs. 1 Nr. 1 

VwGO). Die Begründung des Verwaltungsgerichtshofs, die gemeinsame Nut-

zung des Anliegergrundstücks, Flurstück 169/11, und des Hinterliegergrund-

stücks, Flurstück 169/10, als Pferdekoppel lasse beide Flurstücke im erschlie-

ßungsbeitragsrechtlichen Sinne als ein Grundstück erscheinen, hält einer revi-

sionsgerichtlichen Prüfung nicht stand. 

 

1. Gemäß § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist der beitragsfähige Erschließungsauf-

wand für eine Erschließungsanlage auf die durch die Anlage erschlossenen 

Grundstücke zu verteilen. 
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Im Sinne dieser Vorschrift ist ein Grundstück erschlossen, wenn ihm die Anlage 

in erschließungsbeitragsrechtlich relevanter Weise, d.h. in einer auf die bauli-

che, gewerbliche oder vergleichbare Nutzbarkeit der Grundstücke gerichteten 

Funktion, die Zugänglichkeit vermittelt (Urteile vom 7. Oktober 1977 - BVerwG 

4 C 103.74 - Buchholz 406.11 § 131 BBauG Nr. 25 S. 37 und vom 4. Mai 

1979 - BVerwG 4 C 25.76 - Buchholz 406.11 § 133 BBauG Nr. 69 S. 52 f.). Die 

durch die Anlage und die damit bewirkte Erreichbarkeit vermittelte bauliche oder 

gewerbliche Ausnutzbarkeit ist der Erschließungsvorteil, welcher die anteilige 

Auferlegung des hierfür notwendigen Aufwands rechtfertigt. 

 

a) Fehlt es in dem vorrangig maßgeblichen Bebauungsplan an relevanten Fest-

setzungen, so ist ein in einem Wohngebiet gelegenes Grundstück durch eine 

Anbaustraße regelmäßig erschlossen, wenn sie die Möglichkeit eröffnet, mit 

Personen- und Versorgungsfahrzeugen an die Grenze des Grundstücks heran-

zufahren und es von dort aus zu betreten (Urteil vom 28. März 2007 - BVerwG 

9 C 4.06 - BVerwGE 128, 246 Rn. 16). Erschlossen sind danach die unmittelbar 

an die Anbaustraße angrenzenden, selbstständig bebaubaren oder gewerblich 

nutzbaren Grundstücke, die von der Anlage in der für die vorgenannte Nutzung 

erforderlichen Weise - gegebenenfalls nach Ausräumung bestehender, aber mit 

zumutbarem Aufwand zu beseitigender Hindernisse - erreicht werden können 

(vgl. Urteil vom 29. April 1988 - BVerwG 8 C 24.87 - BVerwGE 79, 283 <288>). 

 

Der Erschließungsvorteil ist jedoch nicht stets auf diese Anliegergrundstücke 

beschränkt, sondern kann sich ausnahmsweise auch auf Grundstücke erstre-

cken, die durch weitere Grundstücke von der Anlage getrennt sind (sog. Hinter-

liegergrundstücke). Dies ist zunächst der Fall, wenn das Hinterliegergrundstück 

durch eine dauerhafte, rechtlich gesicherte Zufahrt mit der Anlage verbunden 

ist. Doch auch ohne eine solche Zufahrt kann ein Erschlossensein des Hinter-

liegergrundstücks anzunehmen sein, wenn die Eigentümer der übrigen Grund-

stücke nach den bestehenden tatsächlichen Verhältnissen schutzwürdig erwar-

ten können, dass auch ein Grundstück, dessen Erschlossensein nach der be-

bauungsrechtlichen Situation zu verneinen wäre, in den Kreis der erschlosse-

nen Grundstücke einbezogen wird und sich so die Beitragslast der übrigen 

Grundstücke vermindert. Dies ist der Fall, wenn entweder das Hinterlieger-
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grundstück zwar durch ein selbstständig bebaubares Anliegergrundstück des-

selben Eigentümers von der Erschließungsanlage getrennt, jedoch tatsächlich 

durch eine Zufahrt über dieses Grundstück mit der Anlage verbunden ist, oder 

wenn bei Eigentümeridentität Hinter- und Anliegergrundstück einheitlich genutzt 

werden (Urteil vom 28. März 2007 - BVerwG 9 C 4.06 - BVerwGE 128, 246 

Rn. 16 m.w.N.). Ob darüber hinausgehend bei einem „gefangenen“ Hinterlie-

gergrundstück, das ausschließlich über das vorgelagerte Anliegergrundstück 

eine Verbindung zum Straßennetz hat, allein schon die Eigentümeridentität als 

solche eine schutzwürdige Erwartung der übrigen Grundstückseigentümer auf 

Einbeziehung in den Kreis der erschlossenen Grundstücke begründen kann 

(vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 11. Oktober 2012 - 2 S 1419/12 - KStZ 2013, 

55 <56>), bedarf keiner Entscheidung; denn ein solcher Fall liegt hier nicht vor. 

 

b) Danach wird das Flurstück 169/10 nicht durch die Straße „Am H…berg“ er-

schlossen. 

 

aa) Die Annahme eines Erschlossenseins durch diese Straße gemäß § 131 

Abs. 1 Satz 1 BauGB scheidet nicht bereits deshalb aus, weil das Grundstück 

unmittelbar an andere Erschließungsanlagen, nämlich den „E…weg“ und den 

„H…weg“, grenzt. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts steht der Annahme der Erschließung eines Hinterliegergrund-

stücks nicht entgegen, dass dieses gleichzeitig eine Zufahrt zu einer anderen 

Erschließungsanlage besitzt; eine derartige bereits vorhandene Erschließung ist 

vielmehr hinwegzudenken (Urteile vom 27. September 2006 - BVerwG 9 C 

4.05 - BVerwGE 126, 378 Rn. 12 und vom 28. März 2007 - BVerwG 9 C 

4.06 - BVerwGE 128, 246 Rn. 11). Insoweit ist es daher unerheblich, dass der 

Grundstückseigentümer die zusätzliche Erschließung, insbesondere wenn er 

sein Grundstück schon abschließend bebaut hat, nicht selten als überflüssig 

oder gar lästig empfindet. Eine solche individuelle und situationsgebundene 

Betrachtungsweise ist nicht maßgeblich dafür, ob eine (weitere) Erschließungs-

anlage auf die bauliche oder gewerbliche Nutzbarkeit eines Grundstücks allge-

mein von Einfluss ist. Es kommt vielmehr allein darauf an, ob die Zweitanlage 

dem Grundstück durch die - von der tatsächlichen Nutzung unabhängige - Mög-

lichkeit der Inanspruchnahme eine prinzipiell bessere Qualität der Erschließung 
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im bebauungsrechtlichen Sinne vermittelt (Urteil vom 17. Juni 1998 - BVerwG 

8 C 34.96 - Buchholz 406.11 § 131 BauGB Nr. 108 S. 100 m.w.N.). Dem 

schutzwürdigen Interesse des Grundstückseigentümers wird hinreichend 

dadurch Rechnung getragen, dass an die Zweit- keine geringeren Anforderun-

gen als an die Ersterschließung gestellt werden (Urteil vom 26. September 

1983 - BVerwG 8 C 86.81 - BVerwGE 68, 41 <44 f.>) sowie durch die Möglich-

keit der Gemeinde, mehrfach erschlossenen Grundstücken eine Vergünstigung 

in Form einer sog. Eckgrundstücksermäßigung zu gewähren (vgl. Beschluss 

vom 14. Dezember 2010 - BVerwG 9 B 58.10 - Buchholz 406.11 § 131 BauGB 

Nr. 122 Rn. 6 m.w.N.). 

 

bb) Das Erschlossensein scheidet darüber hinaus entgegen der Ansicht der 

Beklagten nicht deshalb aus, weil das Flurstück 169/10 nicht nur bereits ander-

weitig erschlossen, sondern auch weder durch eine Zufahrt mit der Anbaustra-

ße verbunden noch sonst erkennbar auf diese ausgerichtet ist. 

 

Die Annahme, ein lediglich einheitlich mit dem Anliegergrundstück genutztes 

Hinterliegergrundstück, das bereits anderweitig erschlossen, daher nicht „ge-

fangen“ und auch tatsächlich nur auf „seine“ Anbaustraße ausgerichtet ist, kön-

ne von vornherein nicht in die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungs-

aufwands einbezogen werden, begegnet mit Blick auf das in Art. 3 GG veran-

kerte Gebot der Belastungsgleichheit Bedenken. Dieses beansprucht wegen 

der durch § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB bedingten unmittelbaren Auswirkungen 

der (Nicht-)Einbeziehung eines Grundstücks auf die Beitragsbelastung aller an-

deren Grundstücke besondere Geltung. Die gleichheitswidrigen Auswirkungen 

des vorgenannten Ansatzes zeigt beispielhaft der vorliegende Fall. Das Grund-

stück der Klägerin einerseits (Flurstück 169/8) und die unmittelbar daneben lie-

genden Flurstücke 169/12 und 169/13 zusammen andererseits liegen jeweils 

zwischen dem „E…weg“ und der Straße „Am H…berg“. Das Grundstück der 

Klägerin ist ebenso wie das Flurstück 169/12 zum „E…weg“ hin mit einem 

Wohnhaus bebaut; der südliche, zur hier abzurechnenden Anlage „Am 

H…berg“ hin gelegene Teil des klägerischen Grundstücks wird ebenso wie das 

benachbarte Anliegergrundstück 169/13 als auf das Wohnhaus ausgerichteter 

Garten genutzt. Beide Konstellationen unterscheiden sich somit nur durch die 
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unsichtbar verlaufende Grenze zwischen den Flurstücken 169/12 und 169/13. 

Wäre diese maßgeblich und hinderte die Einbeziehung des (Hinterlieger-)Flur-

stücks 169/12, so wäre die Beitragslast der Klägerin trotz identischer Größe und 

Nutzung der Grundstücke ungefähr doppelt so hoch wie diejenige des benach-

barten (Doppel-)Grundstücks. Die letztlich zufällige Aufteilung der einheitlich 

genutzten Fläche auf ein oder mehrere Grundstücke vermag eine solche Un-

gleichbehandlung ansonsten identisch gelagerter Sachverhalte auch bei grund-

sätzlicher Maßgeblichkeit des bürgerlich rechtlichen Grundstücksbegriffs indes 

nicht zu rechtfertigen (vgl. auch Urteil vom 27. Juni 1985 - BVerwG 8 C 

30.84 - BVerwGE 71, 363 <367>). 

 

cc) Ist demnach an der bisherigen Rechtsprechung festzuhalten, der zufolge bei 

sog. nicht gefangenen Hinterliegergrundstücken eine einheitliche Nutzung mit 

dem Anliegergrundstück - zusammen mit der Eigentümeridentität - ein Er-

schlossensein im Sinne des § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB begründen kann, so 

genügt hierfür indes entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts nicht jede 

Form einer gemeinsamen Grundstücksnutzung. 

 

Die ausnahmsweise Einbeziehung eines Hinterliegergrundstücks in den Kreis 

der nach § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB beitragspflichtigen Grundstücke setzt vor-

aus, dass die übrigen Beitragspflichten nach den im Zeitpunkt des Entstehens 

der sachlichen Beitragspflicht bestehenden tatsächlichen Verhältnissen schutz-

würdig erwarten können, zu ihrer Entlastung werde auch das Hinterliegergrund-

stück an der Verteilung des umlagefähigen Aufwands teilnehmen. Dies ist bei 

einer einheitlichen Nutzung von Anlieger- und Hinterliegergrundstück der Fall, 

wenn und soweit sie aus Sicht der übrigen Beitragspflichtigen die gemeinsame 

Grenze gleichsam verwischt und die Grundstücke als ein (größeres) Grund-

stück erscheinen lässt, welches den Eindruck vermittelt, es könne mit einer er-

schließungsbeitragsrechtlich relevanten Wahrscheinlichkeit typischerweise mit 

einer Inanspruchnahme der Anbaustraße auch durch das Hinterliegergrund-

stück gerechnet werden (Urteile vom 15. Januar 1988 - BVerwG 8 C 

111.86 - BVerwGE 79, 1 <6> und vom 30. Mai 1997 - BVerwG 8 C 

27.96 - Buchholz 406.11 § 131 BauGB Nr. 105 S. 85). 
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Eine Einbeziehung auch des Hinterliegergrundstücks ist demnach zunächst nur 

dann gerechtfertigt, wenn überhaupt eine Nutzung vorliegt. Grundstücke, die 

brachliegen, können nicht zur Beitragspflicht des Hinterliegergrundstücks führen 

(VGH Mannheim, Urteil vom 11. Oktober 2012 - 2 S 1419/12 - KStZ 2013, 55 

<56>; VGH München, Beschluss vom 19. Dezember 2002 - 6 CS 02.2668 - ju-

ris Rn. 17). Andererseits müssen die Grundstücke nicht gleichartig, sondern nur 

einheitlich genutzt werden; unterschiedliche Nutzungen können deshalb trotz-

dem einheitlich sein, wenn sie einander ergänzen. 

 

Die einheitliche Nutzung von Anlieger- und Hinterliegergrundstück muss so be-

schaffen sein, dass sie die beschriebene Erwartung einer Inanspruchnahme der 

Anbaustraße auch durch das Hinterliegergrundstück rechtfertigt. Die vom Bun-

desverwaltungsgericht bislang in diesem Sinne entschiedenen Fälle lagen so, 

dass entweder die Grenze zwischen den beiden Grundstücken überbaut wor-

den war (vgl. Urteil vom 15. Januar 1988 - BVerwG 8 C 111.86 - BVerwGE 79, 

1 <7>) oder die jeweiligen Grundstücke einheitlich gewerblich genutzt wurden 

(vgl. Urteil vom 26. Februar 1993 - BVerwG 8 C 35.92 - Buchholz 406.11 § 133 

BauGB Nr. 118 S. 51 f., insoweit in BVerwGE 92, 157 nicht abgedruckt) oder 

das mit einem Wohnhaus bebaute Hinterliegergrundstück zusammen mit dem 

Anliegergrundstück einheitlich als Wohngrundstück mit zugehörigem Garten 

gestaltet war (vgl. Urteile vom 30. Mai 1997 - BVerwG 8 C 27.96 - Buchholz 

406.11 § 131 BauGB Nr. 105 S. 86 und vom 28. März 2007 - BVerwG 9 C 

4.06 - BVerwGE 128, 246 Rn. 17). Diesen Fällen war gemeinsam, dass die den 

Erschließungsvorteil vermittelnde bauliche oder gewerbliche Nutzbarkeit der 

Grundstücke (s. dazu Urteil vom 1. September 2004 - BVerwG 9 C 

15.03 - BVerwGE 121, 365 <367 f.> m.w.N.) in dem für das Entstehen der 

sachlichen Beitragspflicht maßgeblichen Zeitpunkt bereits im Sinne einer 

grenzübergreifend einheitlichen Nutzung verwirklicht war.  

 

Von derartigen Fallkonstellationen unterscheidet sich der hier vorliegende Fall 

dadurch, dass eine einheitliche, dem Erschließungsvorteil entsprechende bauli-

che, gewerbliche oder gleichartige Nutzung von Anlieger- und Hinterlieger-

grundstück im maßgeblichen Zeitpunkt nicht nur nicht umgesetzt, sondern - und 

dies ist entscheidend - nach den objektiven Umständen auch nicht absehbar 
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war. Die derzeit einheitliche Nutzung der beiden nebeneinanderliegenden Bau-

grundstücke als private Pferdekoppel stellt - auch unter Berücksichtigung eini-

ger untergeordneter, der Pferdehaltung dienender baulicher Anlagen - keine 

beitragsrechtlich relevante bauliche, gewerbliche oder damit vergleichbare Nut-

zung dar. Der gegenwärtige Grundstückszustand lässt offen, ob und wie die 

Fläche künftig bebaut wird. Beide Grundstücke können jedes für sich als 

Wohngrundstück genutzt werden. Für diesen Fall wäre nicht mit einer Inan-

spruchnahme auch der Erschließungsanlage des jeweils anderen Wohngrund-

stücks zu rechnen. Im Unterschied zu den bisher entschiedenen Fällen hat hier 

die Grundstückseigentümerin im maßgeblichen Zeitpunkt des Entstehens der 

Beitragspflicht nicht zu erkennen gegeben, dass sie von einer eigenständigen 

Bebauung jedes der beiden Grundstücke absehen will. Da aus der derzeit 

übergreifenden (Zwischen-)Nutzung als Pferdekoppel nicht gefolgert werden 

kann, die Eigentümerin wolle die beiden Grundstücke auch für Zwecke einer 

künftigen Bebauung einheitlich nutzen, können die Eigentümer der übrigen 

durch die Anbaustraße erschlossenen Grundstücke auch nicht schutzwürdig 

erwarten, dass das Hinterliegergrundstück in die Verteilung des beitragsfähigen 

Erschließungsaufwands einbezogen wird. 

 

dd) Der Umstand, dass die gegenwärtige unterwertige Nutzung der beiden 

Baugrundstücke angesichts der mit der Ausweisung als Bauland verbundenen 

Wertsteigerung mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit nicht von Dauer, sondern 

vielmehr zu erwarten ist, dass die Grundstücke zukünftig baulich genutzt wer-

den, rechtfertigt auch im Hinblick auf dadurch etwa eröffnete Gestaltungs- bzw. 

Umgestaltungsmöglichkeiten keine abweichende Bewertung. Zwar ist es vor-

stellbar, dass der Eigentümer eines unbebauten Anlieger- und Hinterlieger-

grundstücks deren beitragsrelevante Nutzung bis zu einem Zeitpunkt nach Fer-

tigstellung und Abrechenbarkeit der Erschließungsanlage zurückstellt und damit 

eine Berücksichtigung des Hinterliegergrundstücks bei der Verteilung des Er-

schließungsaufwands vermeidet. Dies ist jedoch Folge seiner Dispositionsfrei-

heit. In deren Ausübung ist er insbesondere deshalb grundsätzlich frei, weil die 

Einbeziehung eines Hinterliegergrundstücks zusätzlich zu einem bebaubaren 

Anliegergrundstück nicht der Regelfall, sondern nur ausnahmsweise als eine 

Art „letzter Korrekturansatz“ für den Fall möglich ist, dass das Erschlossensein 
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eines Grundstücks nach bebauungsrechtlichen Kriterien zu verneinen wäre, 

dies aber zu mit der Interessenlage - insbesondere dem Grundsatz der Belas-

tungsgleichheit - billigerweise nicht zu vereinbarenden Ergebnissen führen wür-

de (Urteil vom 27. September 2006 - BVerwG 9 C 4.05 - BVerwGE 126, 378 

Rn. 12 f.). Verbleibenden Missbrauchsfällen, beispielsweise einer Grundstücks-

teilung in zeitlicher Nähe zu einer Beitragserhebung mit dem alleinigen Ziel der 

Vermeidung oder Verminderung einer Erschließungsbeitragspflicht, wird durch 

§ 42 AO, hier in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b HessKAG, Rechnung 

getragen (vgl. Urteil vom 24. Februar 2010 - BVerwG 9 C 1.09 - BVerwGE 136, 

126 Rn. 35 f.). 

 

Vorliegend kommt hinzu, dass Anlieger- und Hinterliegergrundstück jeweils 

selbstständig bebaubar sind, es sich mithin um zwei vollwertige Baugrundstü-

cke handelt. Unter diesen Umständen fehlen, wie bereits ausgeführt, tragfähige 

Anhaltspunkte für eine künftige einheitliche Nutzung und damit erst recht für 

eine Umgehung der Beitragspflicht. 

 

2. Aus den vorstehenden Ausführungen folgt zugleich, dass sich der angefoch-

tene Beschluss nicht aus anderen Gründen als richtig darstellt. Insbesondere 

die auf dem Grundstück errichteten kleinen Unterstände vermögen eine einheit-

liche Nutzung im vorgenannten Sinn nicht zu begründen. Rechtfertigt die Nut-

zung als Pferdekoppel insgesamt aus Sicht der übrigen Beitragsschuldner nicht 

die berechtigte Erwartung einer Einbeziehung in die Verteilung des Erschlie-

ßungsaufwands, so kann diese Annahme erst recht nicht durch mit dieser Nut-

zung verbundene, ihr völlig untergeordnete Bauten ohne beitragsrechtlich ei-

genständiges Gewicht ausgelöst werden. 

 

3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

 

 

Dr. Bier         Prof. Dr. Korbmacher     Dr. Rudolph 

 

  Dr. Bick     Steinkühler 
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B e s c h l u s s 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfahren auf 13,21 € 

festgesetzt (§ 47 Abs. 1, § 52 Abs. 3 GKG). 

 

 

Dr. Bier        Prof. Dr. Korbmacher      Steinkühler 

 

 


